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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit de cité

Im Kanton Aargau reichten die Schweizer Demokraten eine Volksinitiative für
restriktivere Einbürgerungsvorschriften ein. Diese verlangt, dass nicht mehr die
Gemeindeparlamente und -versammlungen über die einzelnen Einbürgerungen
entscheiden sollen, sondern die Stimmberechtigten an der Urne. 1

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 28.08.1996
HANS HIRTER

Nachdem sich Regierung und Parlament dagegen ausgesprochen hatten, lehnten auch
die Aargauer Stimmberechtigten eine Volksinitiative der Schweizer Demokraten für eine
obligatorische kommunale Volksabstimmung zu allen Einbürgerungsentscheiden ab. Das
Resultat fiel mit einem Nein-Stimmenanteil von 71.7 Prozent deutlich aus. 2

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 29.09.1997
HANS HIRTER

Im Kanton Aargau lehnten die Stimmberechtigten mit einem Neinstimmen-Anteil von
61% eine Volksinitiative der Schweizer Demokraten für obligatorische kommunale
Volksabstimmungen an der Urne über Einbürgerungen ab. Demnach werden diese
Entscheide weiterhin von der Gemeindeversammlung oder – in den Städten – vom
Parlament gefällt. In Zürich bestätigte die Kantonsregierung einen Beschluss der
Exekutive der Stadt Zürich, eine Volksinitiative der SVP für einen Urnenentscheid über
Einbürgerungen als ungültig zu erklären. Sie bestätigte dabei die Begründung der
Stadtregierung, dass die Initiative zu unlösbaren Widersprüchen zwischen dem
Informationsanspruch der Stimmenden und dem Recht der Gesuchsteller auf den
Schutz ihrer Privatsphäre führen würde. Die SVP rekurrierte gegen die
Ungültigkeitserklärung beim Bundesgericht. Im Kanton Luzern reichten die Grünen eine
Volksinitiative für ein Verbot von Volksentscheiden (sei es an der
Gemeindeversammlung oder an der Urne) bei kommunalen Einbürgerungsbeschlüssen
ein. Zuständig sollen in Zukunft die Exekutive oder eine spezielle Kommission sein. 3

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 29.11.2002
HANS HIRTER

Ordre public

Nachdem der bernische Grosse Rat im Vorjahr einen Vorstoss für ein
Vermummungsverbot bei Demonstrationen knapp verworfen hatte, reichte nun ein aus
Politikern der SVP, der FDP, der SD und der EDU gebildetes Komitee eine
entsprechende Volksinitiative ein. Das bernische Stadtparlament lehnte ein Postulat
der FDP für ein Vermummungsverbot ab. Ebenfalls negativ äusserte sich die Zürcher
Kantonsregierung zu einer im Vorjahr eingereichten Volksinitiative der AP. 4

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 10.12.1992
HANS HIRTER

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Langues

Über die Bedeutung von Mundart wurde auch 2013 rege diskutiert. Mit einer Vielzahl
kantonaler Initiativen aus rechtskonservativen Kreisen mauserte sich ein ursprünglich
pädagogisches Anliegen zu einer politischen Wertediskussion um Identität und Heimat.
So lehnte etwa die Stimmbevölkerung in den Kantonen Glarus und Luzern zwei SVP-
Anliegen ab, die den Kindergartenunterricht ausschliesslich in Dialektsprache abhalten
wollten, und sprach sich damit im Gegensatz zu den Zürcher Stimmberechtigten, die
2011 ein ähnliches Anliegen gutgeheissen hatten, für eine gleichwertige Behandlung von
Dialekt und Hochdeutsch im Vorschulalter aus. Während eine weitere Initiative dieser
Art im Kanton Solothurn im Sammelstadium scheiterte, steht eine Volksabstimmung zur
SD-Initiative „Ja zur Mundart im Kindergarten“ im Kanton Aargau noch aus. Mitte Jahr
lancierte das Forum Helveticum ein Projekt zur Verbesserung der sprachkulturellen
Verständigung. An einem ersten Treffen kamen Vertreter von Bildungsinstitutionen,
Lehrerverbänden, Erziehungsdirektionen und der SRG zu Wort. Als angebracht

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 31.12.2013
MARLÈNE GERBER

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



empfanden die Teilnehmenden unter anderem eine verstärkte Aufklärungsarbeit in der
lateinischen Schweiz zur Bedeutung der Mundart, da der geläufige Gebrauch der
Dialektsprache dort nicht nur im wortwörtlichen Sinne auf Unverständnis stosse.
Gleichzeitig soll in der Deutschschweiz die Funktion des Hochdeutschen als Instrument
der nationalen Kohäsion betont werden. 5

"Rüebli-Votum schwächt den Bildungsraum", titelte die Basellandschaftliche Zeitung
nach Annahme der Mundart-Initiative im Kanton Aargau und sah eine weitere Hürde
für die allfällige Schaffung eines gemeinsamen Nordwestschweizer Bildungsraumes. Im
Gegensatz zu den Kantonen Glarus und Luzern, deren Stimmbevölkerung ähnliche
Anliegen im Vorjahr versenkt hatten, sprachen sich die Aargauerinnen und Aargauer am
18. Mai 2014 für eine Volksinitiative der Schweizer Demokraten aus, die Mundart als
grundsätzliche Unterrichtssprache im Kindergarten festlegt. Der Kanton Aargau reiht
sich somit hinter Zürich als zweiter Gliedstaat ein, der das Hochdeutsch gänzlich aus
dem Kindergartenalltag verbannt. Für eine gleichwertige Behandlung von Schweizer-
und Hochdeutsch hatte sich 2011 der Kanton Basel-Stadt ausgesprochen. Nationalrat
Romano (cvp, TI) äusserte aufgrund des Aargauer Stimmentscheids die provozierenden
Fragen, ob es einer Verfassungsänderung bedürfe, damit Mundart anstelle des
Hochdeutschen den Status einer Landessprache erhalten könne und ob die
lateinischsprachigen Schulen in Zukunft Mundart unterrichten müssten, um den
nationalen Zusammenhalt zu sichern. Bundesrat Berset sah in beiderlei Hinsicht keinen
Handlungsbedarf. Erfolgreich war die Unterschriftensammlung der SVP des Kantons
Zug, die im September eine weitere kantonale Mundart-Initiative bei den Behörden
deponierte. 6

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 18.05.2014
MARLÈNE GERBER
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